
Frieden braucht Bewegung.
Gegen Aufrüstung, Krieg und atomares Wettrüsten

Immer gr��ere Teile der Welt versinken in Krieg und Chaos und immer offener tragen die Gro�- und Regionalm�chte ihre 
Auseinandersetzungen mit Waffen in Drittstaaten aus. 

Mörderische Kriege

Seit �ber 16 Jahren ist die Bundeswehr in Afghanistan, ohne dass eine Verbesserung der Lage oder ein Ende des Einsatzes in 
Sicht w�ren. In Mali ist die Situation seit dem Beginn der Stationierung deutscher Truppen weiter eskaliert und auch in Syrien 
und dem Irak scheint sich die Bundeswehr dauerhaft festsetzen zu wollen.
Der Krieg in Syrien geht in neue Phase. Der NATO Staat T�rkei f�llt v�lkerrechtswidrig mit deutschen Panzern in 
haupts�chlich von Kurden bewohnte Gebiete Syriens ein. 
Auf der arabischen Halbinsel finden bereits jetzt mehrere Stellvertreterkonflikte (insbesondere im Jemen) statt, die jederzeit zu 
einem offenen Krieg mit dem Iran eskalieren k�nnen.

Milliardenschwere Aufrüstung

Aufger�stet wird jedoch v.a. an den Grenzen zu Russland. Die NATO-Staaten haben sich verpflichtet, zuk�nftig 2 Prozent 
ihres Bruttoinlandsproduktes f�r Milit�r und R�stung auszugeben – Geld, das anderswo dringend gebraucht w�rde.
Auch die Europ�ische Union reagiert auf die vielfachen Krisen mit gewaltigen R�stungsprojekten und dem Ausbau ihrer 
eigenen milit�rischen Strukturen unter deutsch-franz�sischer F�hrung. Die derzeitigen Aufr�stungspl�ne werden in 
Deutschland zu einer Verdoppelung der heutigen R�stungsausgaben schon in wenigen Jahren f�hren. �ber 70 Mrd. Euro f�r 
Waffen, R�stungsg�ter und Milit�r bedeuten immer weniger f�r Soziales, Bildung, Wissenschaft, Umwelt und f�r die 
Bek�mpfung von Hunger, Armut und heilbaren Krankheiten.

Wachsende Konfrontation der Atomwaffenstaaten

In diesem Kontext w�chst auch die Gefahr einer atomaren Konfrontation nicht nur mit Nordkorea, sondern auch mit den 
Atomm�chten Russland und China
Die USA r�sten ihre nuklearen Arsenale nach, Russland hat bereits angek�ndigt nachzuziehen. Ein weltweites atomares 
Wettr�sten ist in vollem Gange. Immer deutlicher sind wieder Stimmen zu vernehmen, die auch Atomwaffen f�r Deutschland 
und die EU fordern.
Gleichzeitig weigern sich die meisten NATO-Staaten, darunter Deutschland, dem 2017 von der gro�en Mehrheit der UNO 
beschlossenen Atomwaffenverbotsvertrag beizutreten. 

Wo man hinschaut, sollen wirtschaftliche Interessen mit milit�rischen Mitteln durchgesetzt werden, wird auf soziale Probleme 
mit Aufr�stung reagiert. Immer �fter wird auch der Bundeswehreinsatz im Inneren vorgeschlagen und geprobt.

Zunehmende Militarisierung der Gesellschaft.
Im letzten Jahr hat die Rekrutierung Minderj�hriger wieder zugenommen, �ber 2100 M�dchen und Jungen haben bei der 
Bundeswehr unterschrieben. Der UN-Ausschuss f�r die Rechte des Kindes und die Empfehlung der Kinderkommission des Dt. 
Bundestages , diePraxis der Rekrutierung von Minderj�hrigen ein zustellen m�ssen endlich umgesetzt werden!

Kriegsvorbereitung in Baden Württemberg

Aus diesen und anderen Gr�nden ist das Aufstehen gegen den Krieg so wichtig. Das gilt besonders f�r Stuttgart und Baden-
W�rttemberg. Denn im Stuttgarter Umland sind die US-Spezialkr�fte und Oberkommandos f�r Europa, Nordasien und Afrika 
stationiert. Das Kommando Spezialkr�fte der Bundeswehr (KSK) in Calw wird ausgebaut und soll zwei neue Standorte in 
Baden-W�rttemberg erhalten, darunter auch ein neues Hauptquartier f�r internationale Eins�tze von Spezialeinheiten im 
NATO-Rahmen. In Stuttgart soll in diesem Mai obendrein die Milit�rmesse „ITEC“ stattfinden.
Damit wird das Bundesland immer mehr zum Ausgangspunkt allt�glicher, h�ufig aber verdeckter Kriegf�hrung in den 
Stellvertreterkriegen auf den Schlachtfeldern dieser Erde.

Wir fordern: 

* Krieg beginnt hier und hier muss er auch beendet werden: Africom und Eucom schlie�en, Kommando Spezialkr�fte aufl�sen. 
Keine Milit�r und Waffenmesse wie die „ITEC“ in Stuttgart oder anderswo.
* Abr�sten f�r den Frieden, statt R�sten f�r den Krieg: Drastische Senkung statt Erh�hung der R�stungsausgaben, Konversion 
von R�stungsunternehmen und milit�rischen Liegenschaften, Stopp der R�stungsexporte. Keine neuen Fl�chen f�r die 
Bundeswehr und kein Ausbau bestehender Milit�rstandorte.
* Die atomare Gefahr bannen: F�r ein Verbot von Atomwaffen.
Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbotsvertrag.
* F�r ein Recht auf Flucht: Keine Abschiebungen in Elend und Krieg und erst recht keine Abschiebungen in Einsatzgebiete 

der Bundeswehr.
*. Keine Bundeswehr in Bildungseinrichtungen und auf Ausbildungsmessen. Kein Werben f�rs Sterben.


